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Stellungnahme der Landschaftsverbände Rheinland (LVR) und Westfalen-Lippe (LWL) 

zum Antrag der Fraktion der CDU und der Fraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN  

„Teilhabe am Arbeitsleben für Menschen mit Behinderungen zukunftsfähig und 

inklusiv aufstellen“ (Drucksache 18/16924)  

 

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident, 

sehr geehrte Damen und Herren,   

 

die Landschaftsverbände bedanken sich für die Möglichkeit zur Stellungnahme und 

unterstützen in ihren Funktionen als Träger der Eingliederungshilfe, als Inklusionsämter sowie 

als Förderschulträger das mit dem Antrag verbundene Ziel, die Teilhabe von Menschen mit 

Behinderungen am Arbeits- und Ausbildungsmarkt in Nordrhein-Westfalen (NRW) 

weiterzuentwickeln, zu stärken und zukunftsfähig auszugestalten. 

Der Antrag greift die zentralen Befunde des Teilhabeberichts NRW 2025 zutreffend auf: Trotz 

positiver Entwicklungen bleibt der allgemeine Arbeitsmarkt für viele Menschen mit 

Behinderungen schwer zugänglich, während Werkstätten für Menschen mit Behinderung 

(WfbM) weiterhin eine tragende Rolle bei der Sicherstellung von Teilhabe an Arbeit spielen. 

Diese doppelte Realität, einer notwendigen Absicherung einerseits und unzureichender 

Übergänge andererseits, deckt sich mit den fachlichen Erfahrungen der Landschaftsverbände 

in NRW.  

Die im Antrag angeführten Zahlen zur Arbeitslosigkeit, zur Dauer der Arbeitssuche sowie zur 

weiterhin unzureichenden Beschäftigungsquote von Menschen mit Behinderungen 

verdeutlichen, dass die Erschließung des vorhandenen Potenzials von Menschen mit 

Behinderungen für den allgemeinen Arbeitsmarkt trotz eines breiten Instrumentariums und 

vielfältiger Unterstützungsangebote weiterhin eine anspruchsvolle Aufgabe bleibt. 
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Insbesondere nachhaltige Übergänge in sozialversicherungspflichtige Beschäftigung, vor allem 

für junge Menschen mit Behinderungen sowie im Übergang von der Schule in den Beruf, 

erfordern weiterhin verstärkte gemeinsame Anstrengungen aller beteiligten Akteure. 

Die Landschaftsverbände teilen vor diesem Hintergrund die Einschätzung des Antrags, dass die 

Weiterentwicklung eines inklusiven Arbeitsmarktes eine fortlaufende politische Priorisierung, 

eine regelmäßige Überprüfung bestehender Strukturen sowie die gezielte Weiterentwicklung 

bewährter Instrumente notwendig macht. Aus Sicht der Landschaftsverbände ist es daher 

folgerichtig, Werkstätten, Inklusionsbetriebe und den allgemeinen Arbeitsmarkt nicht isoliert, 

sondern als miteinander verzahnte Bestandteile eines Gesamtsystems der Teilhabe an Arbeit 

weiterzuentwickeln. Zu einzelnen Punkten des Antrags nehmen die Landschaftsverbände wie 

folgt Stellung. 

1. Übergänge von Werkstätten für Menschen mit Behinderung auf den allgemeinen 
Arbeitsmarkt stärken  

Als Träger der Eingliederungshilfe erbringen die Landschaftsverbände Leistungen in 

anerkannten Werkstätten für Menschen mit Behinderungen nach §§ 58 ff. SGB IX. In NRW 

bestehen derzeit 102 Werkstätten in denen knapp 79.000 Menschen mit Behinderungen 

beschäftigt sind. Damit ist, wie auch im Antrag ausgeführt, eine flächendeckende und 

verlässliche Versorgung gewährleistet. Dies gilt insbesondere auch für Menschen mit hohem 

Unterstützungsbedarf im Sinne des in NRW etablierten „NRW-Wegs“. Werkstätten 

ermöglichen Teilhabe an Arbeit auch für Menschen mit hohen und besonderen 

Unterstützungsbedarfen und bieten eine umfassende soziale Absicherung, die auf dem 

allgemeinen Arbeitsmarkt in dieser Form nicht vorhanden ist. Diese Schutzfunktion ist bei allen 

Weiterentwicklungen angemessen zu berücksichtigen. 

Gleichzeitig teilen die Landschaftsverbände die Einschätzung, dass Werkstätten ihren 

gesetzlichen Auftrag zur Förderung von Übergängen (§ 219 Abs. 1 Nr. 2 SGB IX) weiter stärken 

müssen. Die Landschaftsverbände wirken aktiv auf die Stärkung dieser Übergänge hin. In den 

im Rheinland mit den Werkstätten verhandelten Leistungs- und Zielvereinbarungen sind 

Übergangsquoten verankert. Ergänzend werden betriebsintegrierte Arbeits- und 

Berufsbildungsplätze (BiAP) als zentrales Instrument genutzt. 

In NRW arbeiten derzeit rund 5.700 Menschen auf betriebsintegrierten Arbeitsplätzen. Sie sind 

in regulären Betrieben tätig, bleiben jedoch rechtlich Werkstattbeschäftigte und erhalten 

weiterhin die notwendige fachliche Begleitung. BiAP stellen damit einen wichtigen 

Brückenschritt dar und erhöhen nachweislich die Wahrscheinlichkeit eines späteren Übergangs 

in sozialversicherungspflichtige Beschäftigung. Gleichwohl zeigt die Praxis, dass auch bei 

vorhandenen BiAP Übergänge nicht automatisch gelingen. Die Gründe dafür sind vielfältig: 

u. a. hohe subjektive Sicherheit des Werkstattstatus, insbesondere durch das Rentenprivileg, 

Zurückhaltung von Arbeitgebenden bei dauerhafter Einstellung, Unsicherheiten bei 

Angehörigen und rechtlichen Betreuungen, komplexe Zuständigkeiten im Übergangsprozess. 
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Vor diesem Hintergrund führt der LVR derzeit das Modellprojekt „Vom betriebsintegrierten 

Arbeitsplatz in die sozialversicherungspflichtige Beschäftigung“ in den Modellregionen Rhein-

Kreis Neuss und Kreis Euskirchen durch. Ziel ist es, systematisch die konkreten Faktoren zu 

identifizieren, die einer Umwandlung von BiAP in reguläre Arbeits- oder 

Ausbildungsverhältnisse entgegenstehen. Hierzu werden alle relevanten Akteure, wie 

Menschen mit Behinderungen, Angehörige, rechtliche Betreuungen, Integrationsfachdienste 

(IFD), Arbeitgebende und Werkstätten, einbezogen. Angestrebt wird, mindestens 10 % der 

untersuchten BiAP in sozialversicherungspflichtige Beschäftigungsverhältnisse zu überführen. 

Darüber hinaus soll ein praxisnahes Beratungs- und Steuerungsinstrument entwickelt werden, 

das künftig im Fallmanagement landesweit eingesetzt werden kann. Dieses Vorgehen greift 

den im Antrag formulierten Anspruch auf, Übergänge auf Grundlage belastbarer Erkenntnisse 

weiterzuentwickeln und die Perspektiven der betroffenen Menschen systematisch 

einzubeziehen. 

Der LWL hat mit seinem Projekt „Neue Teilhabeplanung Arbeit“ die Teilhabeplanung des 

Leistungsträgers LWL selber deutlich intensiviert. In Zusammenarbeit mit den WfbM und den 

Integrationsfachdiensten wird insbesondere auf die Menschen in BiAPs geschaut. Die 

Übergangsrate in den allgemeinen Arbeitsmarkt hat sich signifikant erhöht. Das in sechs 

Kreisen und kreisfreien Städten erprobte Instrumentarium wird bis Ende 2026 in allen 

westfälischen Kreisen und kreisfeien Städten eingeführt. 

Übergänge aus Werkstätten in den allgemeinen Arbeitsmarkt gelingen dann nachhaltig, wenn 

Leistungen der Eingliederungshilfe und Instrumente der Inklusionsämter systematisch 

ineinandergreifen. Während die Eingliederungshilfe insbesondere über Werkstattleistungen, 

betriebsintegrierte Angebote sowie Budgets für Arbeit und Ausbildung den Zugang und den 

Wechsel in Beschäftigung bzw. Ausbildung unterstützt, sichern die Inklusionsämter 

Beschäftigung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt durch begleitende Hilfen, Beratung 

Förderinstrumente und Öffentlichkeitsarbeit ab. In Westfalen-Lippe sind daher beide 

Rechtsbereiche in einem LWL-Inklusionsamt Arbeit zusammengeführt worden. Im Rheinland 

arbeiten das LVR-Inklusionsamt und die LVR-Fachbereiche Eingliederungshilfe eng zusammen. 

Die nachfolgenden Ausführungen stellen daher die zentralen Stellschrauben dar, mit denen 

diese Verzahnung in der Praxis gestärkt werden kann. 

2. Durchlässigkeit zum allgemeinen Arbeitsmarkt stärken 

Aus Sicht der Landschaftsverbände sind für eine verbesserte Durchlässigkeit zum allgemeinen 

Arbeitsmarkt drei Stellschrauben entscheidend: (1) Passgenaue finanzielle Förderinstrumente,  

(2) verlässliche arbeitgebernahe Beratung sowie Begleitung und (3) die nachhaltige Sicherung 

bestehender Beschäftigungsverhältnisse. Diese Bausteine müssen für die Weiterentwicklung 

eines inklusiven Arbeitsmarktes ineinandergreifen. 
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2.1 Förderinstrumente und finanzielle Unterstützung 

Die Landschaftsverbände setzen das gesetzlich verankerte Budget für Arbeit (§ 61 SGB IX) 

sowie das Budget für Ausbildung (§ 61a SGB IX) sehr erfolgreich um. Beide Instrumente 

eröffnen Menschen mit einer wesentlichen Behinderung die Möglichkeit, bei Vorliegen 

entsprechender Eignung eine sozialversicherungspflichtige Beschäftigung oder eine 

betriebliche Ausbildung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt aufzunehmen.  

Das Budget für Arbeit ist dabei ein zentrales Instrument zur Förderung des Übergangs aus der 

WfbM in reguläre Beschäftigung. Der Träger der Eingliederungshilfe kann hierbei steuernd 

wirken, indem der Integrationsfachdienst frühzeitig eingebunden wird und eine fundierte 

Einschätzung zu realistischen Beschäftigungsperspektiven erfolgt. 

Das Budget für Ausbildung ermöglicht es Menschen mit Behinderungen, eine betriebliche 

Ausbildung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt aufzunehmen und dabei die notwendige 

personelle und finanzielle Unterstützung zu erhalten. Es leistet damit einen wichtigen Beitrag, 

frühzeitig arbeitsmarktrelevante Qualifikationen zu erwerben und nachhaltige Übergänge in 

Beschäftigung zu fördern. 

Ergänzend ermöglicht das Budget für geringfügige Beschäftigung im Rheinland bzw. der LWL-

Zuverdienst in Westfalen-Lippe voll erwerbsgeminderten Menschen mit Behinderungen einen 

Zuverdienst im Rahmen einer geringfügigen Beschäftigung. Dieses Instrument kann einen 

niedrigschwelligen Einstieg in betriebliche Arbeitszusammenhänge eröffnen und erste 

Erfahrungen im allgemeinen Arbeitsmarkt ermöglichen, ersetzt jedoch keine 

sozialversicherungspflichtige Beschäftigungs- oder Ausbildungsperspektive. 

Um über diese niedrigschwelligen Zugänge hinaus gezielt sozialversicherungspflichtige 

Beschäftigung zu fördern, ergänzen die Landschaftsverbände die gesetzlichen Leistungen im 

Rahmen der „Aktion Inklusion“ mit freiwilligen Leistungen. Die Aktion Inklusion bündelt 

dabei, in abgestimmter Durchführung von Eingliederungshilfe und Inklusionsamt, gesetzliche 

und freiwillige Förderbestandteile, um Übergänge „aus einer Hand“ zu unterstützen. Diese 

richten sich insbesondere an Schülerinnen und Schüler und zielen darauf ab, Übergänge in 

sozialversicherungspflichtige Beschäftigung frühzeitig zu erleichtern. Angestrebt werden dabei 

konsequent nachhaltige sozialversicherungspflichtige Übergänge auf den allgemeinen 

Arbeitsmarkt. 

Arbeitgebende können im Zuge dessen je nach Fallkonstellation Lohnkostenzuschüsse von bis 

zu 75 % erhalten, bei Ausbildungsverhältnissen sind Zuschüsse von bis zu 100 % möglich. 

Zusätzlich werden Einstellungs- und Ausbildungsprämien als Anreizsystem genutzt. Die hohe 

und seit Jahren steigende Inanspruchnahme unterstreicht die Bedeutung dieser Instrumente:  

Im Rheinland wurden im Jahr 2025 rund 800 Anträge auf Einstellungs- und 

Ausbildungsprämien bewilligt und damit Leistungen i. H. v. insgesamt 2,2 Mio. EUR aus Mitteln 

der Ausgleichsabgabe ausgezahlt. Unter Einbezug weiterer relevanter Fördertatbestände (u. a. 
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§§ 26a, 26b SchwbAV) wurden insgesamt über 920 Anträge bewilligt. Damit bleibt die 

Nachfrage nach diesen Förderleistungen auf einem hohen Niveau. Der LWL hat für die 819 

Werkstattwechsler Leistungen i. H. v. 12,3 Mio. EUR ausgezahlt (einschl. Leistungen der 

Eingliederungshilfe). 

Finanzielle Anreize wirken und sie wirken insbesondere dann, wenn sie mit Beratung und 

Prozessbegleitung kombiniert werden. Zugleich zeigt die Praxis, dass Förderinstrumente dort 

an Grenzen stoßen, wo betriebliche Unsicherheit, bürokratische Hürden oder fehlende 

Ansprechstrukturen den Prozess behindern. Daher sind die folgenden 

Unterstützungsbausteine als ergänzende Elemente unverzichtbar. 

2.2 Stabilisierung und Sicherung von Beschäftigung 

Die Inklusionsämter erbringen begleitende Hilfen im Arbeitsleben für schwerbehinderte und 

ihnen gleichgestellte Menschen sowie für ihre Arbeitgebenden. Ziel ist es, Arbeitsplätze zu 

schaffen, auszustatten, zu erhalten und behinderungsgerecht weiterzuentwickeln.  

 Gefördert wird die behinderungsbedingte Ausstattung von Arbeitsplätzen und 

Arbeitsstätten. 

 Gezahlt werden zudem laufende Zuschüsse, wenn durch die Beschäftigung 

überdurchschnittliche Belastungen entstehen.  

 Arbeitnehmende mit Behinderung können insbesondere technische Arbeitshilfen, 

Hilfen zum Erreichen des Arbeitsplatzes, Leistungen zur wirtschaftlichen 

Selbstständigkeit, Leistungen zur Teilnahme an Fortbildungsmaßnahmen sowie ein 

Jobcoaching oder eine Arbeitsassistenz erhalten. 

Begleitende Hilfen sind dabei ein zentraler Hebel, um Beschäftigung nicht nur zu ermöglichen, 

sondern dauerhaft zu stabilisieren, gerade bei betrieblichen Veränderungen, 

Leistungsschwankungen oder technischen Anpassungsbedarfen. 

Ein Kernbestandteil des Schwerbehindertenrechts ist zudem der besondere 

Kündigungsschutz. Arbeitgebende können erst nach Zustimmung des Inklusionsamtes 

wirksam kündigen. Das Inklusionsamt prüft insbesondere, ob ein Zusammenhang zwischen 

Behinderung und Kündigungsgrund besteht. 

Der Kündigungsschutz wirkt präventiv und stabilisierend. Er schafft Raum, um Konflikte oder 

Leistungsthemen über betriebliche Prävention, das betriebliche Eingliederungsmanagement 

und Unterstützungsleistungen zu lösen, statt Beschäftigungsverhältnisse vorschnell zu 

beenden. 

2.3 Inklusionsbetriebe 

Die Förderung von Inklusionsbetrieben ist aus Sicht der Landschaftsverbände ein besonders 

wirksames Instrument, um Beschäftigung für Menschen mit Behinderungen auf dem 

allgemeinen Arbeitsmarkt verbindlich und dauerhaft zu schaffen. In NRW bestehen aktuell 337 



 

 - 6 - 

Inklusionsunternehmen/-betriebe oder Abteilungen mit rund 8.300 sozialversicherungs-

pflichtigen Arbeitsplätzen, knapp 4.300 davon sind für schwerbehinderte Menschen der 

besonderen Zielgruppe des § 215 SGB IX vorgehalten. 

Im Jahr 2025 wurden für die Schaffung von über 185 neuen Arbeitsplätzen investive Zuschüsse 

in Höhe von 2,5 Mio. EUR bewilligt. Zusätzlich wurden laufende Nachteilsausgleiche für 

Beschäftigte mit Schwerbehinderung in Höhe von knapp 24 Mio. EUR gewährt. Best-Practice-

Erfahrungen, wie zuletzt bei Neugründungen im Lebensmitteleinzelhandel im Jahr 2025, 

werden systematisch für weitere Beratungskontexte nutzbar gemacht. 

Vor dem Hintergrund steigender Einnahmen aus der Ausgleichsabgabe, u. a. durch die vierte 

Staffel der Ausgleichabgabe nach § 160 Abs. 2 Nr. 4 SGB IX, haben die Landschaftsverbände 

ihre Förderrichtlinien weiterentwickelt. Ziel ist es, die zusätzlichen Mittel gezielt zur Stärkung 

inklusiver Beschäftigung einzusetzen. Im Rheinland wurden für Inklusionsbetriebe unter 

anderem die investiven Zuschüsse erhöht und die Bindungsfristen für geförderte Arbeitsplätze 

verkürzt. Ab dem Jahr 2026 wird zudem der Beschäftigungssicherungszuschuss auf Grundlage 

des Arbeitgeberbruttos berechnet und damit an die tatsächlichen betrieblichen Kosten 

angepasst. Ergänzend werden Aufwendungen für Anleitung und Betreuung pauschal gefördert 

(300 EUR bzw. 500 EUR monatlich für Beschäftigte ab 55 Jahren). In Westfalen-Lippe wurde die 

regelhafte Förderung von neuen Arbeitsplätzen in Inklusionsbetrieben wieder aufgenommen. 

Schon bestehende Inklusionsbetriebe können jetzt eine weitere Modernisierungs-

unterstützung in Bereichen wie Digitalisierung, Steigerung der Energieeffizienz oder Mobilität 

in Anspruch nehmen. 

Aus Sicht der Landschaftsverbände ist Verlässlichkeit entscheidend. Inklusionsbetriebe 

benötigen langfristig planbare Rahmenbedingungen, auch finanziell, um eine dauerhafte und 

stabile Beschäftigung zu gewährleisten und sich möglichen neuen Tätigkeitsfeldern, auch mit 

Einsatz von KI, zu öffnen. 

Die Landschaftsverbände begrüßen es daher außerordentlich, dass das Land NRW für die Jahre 

2026 und 2027 wieder je 1,5 Mio. Euro zur Förderung von Inklusionsbetrieben zur Verfügung 

stellt. 

2.4 Informations- und Beratungsstellen für Arbeitgebende und Beschäftigte 

Die Integrationsfachdienste (IFD) unterstützen sowohl Beschäftigte als auch Arbeitgebende, 

insbesondere durch Arbeitsplatzbegleitung, Vernetzung mit Reha-Trägern und Unterstützung 

bei Anträgen. Kerngeschäft ist die Sicherung bestehender Arbeitsplätze. Im Jahr 2025 konnten 

im Rheinland ca. 90 % von rund 12.000 Arbeitsplatzsicherungsfällen mit Unterstützung des IFD 

erfolgreich gelöst werden. 

Im Übergang aus Werkstätten (WfbM) unterstützt der IFD, wie oben beschrieben, nach 

Beauftragung und finanziert aus Mitteln der Eingliederungshilfe, Werkstattbeschäftigte bei der 
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Suche nach Arbeit oder Ausbildung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt. Von ca. 430 

Beauftragungen konnten 2025 rund die Hälfte erfolgreich in ein passendes Arbeits- oder 

Ausbildungsverhältnis vermittelt werden. 

Übergänge aus der WfbM bleiben strukturell anspruchsvoll und unterstreichen die 

Notwendigkeit zusätzlicher Anreize und stabilisierender Unterstützungsstrukturen bei 

gleichzeitiger Sicherung der Werkstätten als verlässlichen Qualifizierungs- und Arbeitsort. 

Die Einheitlichen Ansprechstellen für Arbeitgeber (EAA) sind seit 2022 eine zentrale, 

niedrigschwellige Anlaufstelle für Arbeitgebende. Die EAA unterstützen Arbeitgebende 

typischerweise in drei Bereichen: 

 Informationsgewinnung (Zuständigkeiten, Förderwege, Sensibilisierung), 

 Beratung (komplexere Fragestellungen zu Einstellung oder Beschäftigung), 

 Unterstützung (konkrete Hilfe bei Gestaltung von Arbeitsbedingungen und 

Antragstellung bei den zuständigen Leistungsträgern) 

Im Jahr 2025 konnten mit Unterstützung der EAA 119 Ausbildungsplätze und 324 Arbeitsplätze 

besetzt sowie 165 Arbeitsplätze gesichert werden. Zusätzlich wurden 916 Betriebsbesuche (nur 

Rheinland, in Westfalen-Lippe nicht erfasst) durchgeführt, 2.497 neue Arbeitgebende 

gewonnen und 1.065 Anträge bei verschiedenen Leistungsträgern gestellt. Die Entwicklung der 

Kennzahlen über die Jahre 2023 bis 2025 zeigt eine kontinuierlich zunehmende Wirkung der 

Einheitlichen Ansprechstellen für Arbeitgeber. Sowohl die Zahl der besetzten Arbeits- und 

Ausbildungsplätze als auch der gesicherten Beschäftigungsverhältnisse ist über diesen 

Zeitraum hinweg deutlich gestiegen. Gleichzeitig bewegt sich die Zahl der Betriebsbesuche auf 

einem konstant hohen Niveau. Dies spricht für eine zunehmende Etablierung der EAA als 

niedrigschwellige und wirksame Unterstützungsstruktur für Arbeitgebende. 

Die EAA und IFD sind tragende Säulen zur Umsetzung der Forderungen nach 

niedrigschwelliger Beratung, Begleitung, Vernetzung und Abbau praktischer Hürden. Ihre 

Wirkung entfaltet sich insbesondere dadurch, dass Beratung, Förderung und betriebliche 

Umsetzung als Prozess „aus einer Hand“ begleitet werden. 

3. Ausbildung und Übergang Schule – Beruf für Menschen mit Behinderung 

Aus Sicht der Landschaftsverbände bietet der Übergang von der Schule in Ausbildung und 

Beruf wichtige Chancen, um junge Menschen mit Behinderungen frühzeitig und nachhaltig an 

den allgemeinen Arbeitsmarkt heranzuführen. Eine wirksame Übergangsgestaltung erfordert 

dabei mehr als formale Angebote: Entscheidend sind frühe Orientierung, realistische 

Berufswege, kontinuierliche Begleitung sowie eine stärkere Sensibilisierung der beteiligten 

Akteure in Bildung und Ausbildung. 
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3.1 Abschlussorientierte Qualifizierungen und Teilqualifizierungen 

Abschlussorientierte Qualifizierungen und, sofern ein unmittelbarer Berufsabschluss (noch) 

nicht erreichbar ist, Teilqualifizierungen stellen eine wichtige Grundlage für 

arbeitsmarktrelevante Perspektiven dar. Gerade für junge Menschen unter 25 Jahren können 

solche Qualifizierungswege dazu beitragen, Kompetenzen schrittweise aufzubauen und 

Übergänge in Ausbildung oder Beschäftigung realistisch zu gestalten. Aus Sicht der 

Landschaftsverbände ist dabei wesentlich, dass 

 Qualifizierungen arbeitsmarktnah ausgerichtet sind, 

 betriebliche Praxisanteile frühzeitig integriert werden, 

 begleitende Unterstützungsleistungen kontinuierlich verfügbar sind und 

 Zuständigkeiten zwischen Schule, Arbeitsverwaltung, Kammern und Betrieben klar 

koordiniert werden. 

 

3.2 Übergangsbegleitung 

Das Programm KAoA-STAR hat sich aus Sicht der Landschaftsverbände als tragendes 

Instrument zur Unterstützung von Schülerinnen und Schülern mit Behinderungen im Übergang 

Schule–Beruf bewährt. Seit dem Schuljahr 2017/2018 ist KAoA-STAR flächendeckend in das 

Regelsystem von KAoA integriert. 

Mit der im Jahr 2025 geschlossenen Verwaltungsvereinbarung wurde das Programm bis zum 

31. Juli 2027 verlängert und bedarfsgerecht weiterentwickelt. Positiv hervorzuheben ist 

insbesondere 

 die stärkere Fokussierung auf Schülerinnen und Schüler mit behinderungsbedingtem 

Mehrbedarf, 

 die wirkungsorientierte Ausrichtung des Ressourceneinsatzes sowie 

 die Einbeziehung von Jugendlichen in einfachqualifizierenden, vollzeitschulischen 

Bildungsgängen an Berufskollegs, die auf eine berufliche Grundqualifizierung 

vorbereiten. 

Aus Sicht der Landschaftsverbände ist entscheidend, dass KAoA-STAR nicht isoliert betrachtet 

wird, sondern als systematisch verzahnte Übergangsbegleitung, die Orientierung, betriebliche 

Erprobung und den Übergang in anschließende Förderinstrumente miteinander verbindet. 

Um Übergänge in Ausbildung und Beschäftigung praxisnah zu unterstützen, hat der LVR im 

Jahr 2017 das Modellprojekt „Fachberatung inklusive Bildung“ initiiert und dieses seit 2022 

in die Regelfinanzierung überführt. Inzwischen sind Fachberatende in fünf Industrie- und 

Handelskammern als Lotsen für Jugendliche mit Behinderungen sowie für Arbeitgebende tätig. 

Im Jahr 2026 wird angestrebt, das Angebot auf die Handwerkskammern sowie die 

Ärztekammer auszuweiten. 
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Die Fachberatung konzentriert sich auf 

 die Beratung von Unternehmen zu fachpraktischen Ausbildungswegen, 

 die Begleitung von Jugendlichen im Übergang Schule–Beruf, insbesondere bei 

vorgesehenen fachpraktischen Ausbildungen sowie 

 die Unterstützung bei der Weiterentwicklung und Schaffung neuer fachpraktischer 

Ausbildungsgänge. 

Die Anbindung an KAoA-STAR sowie die unmittelbare Einbindung in die Kammerstrukturen 

ermöglichen eine realistische, betriebsnahe Beratung. Es trägt dazu bei, 

Ausbildungsentscheidungen stärker an tatsächlichen betrieblichen Anforderungen 

auszurichten und Ausbildungsabbrüche zu vermeiden. 

Ergänzend zu den genannten Instrumenten können Bildungsfachkräfte einen wichtigen 

Beitrag zur Verbesserung der Übergangsqualität leisten. Im Rahmen eines aus Mitteln der 

Ausgleichsabgabe im Rheinland geförderten Modellprojekts des Instituts für Inklusive Bildung 

NRW wurden Menschen mit Behinderungen, die zuvor in Werkstätten für Menschen mit 

Behinderung tätig waren, zu Bildungsfachkräften qualifiziert. Nach einer mehrjährigen 

akademisch begleiteten Qualifizierung sind diese Bildungsfachkräfte heute 

sozialversicherungspflichtig an der TH Köln beschäftigt und vermitteln Studierenden sowie 

Fachkräften authentische Einblicke in die Lebens- und Arbeitsrealitäten von Menschen mit 

Behinderungen. 

Die besondere Stärke dieses Ansatzes liegt darin, dass nicht Defizite, sondern individuelle 

Fähigkeiten und Potenziale in den Vordergrund gestellt werden, Inklusion als praktische 

Erfahrung und nicht nur als abstraktes Konzept vermittelt wird und langfristig ein höheres 

Verständnis für inklusive Bildungs- und Ausbildungswege bei künftigen Fach- und 

Führungskräften entsteht. 

Bildungsfachkräfte wirken nicht unmittelbar als Vermittlungsinstrument in Ausbildung oder 

Beschäftigung. Sie leisten jedoch einen strukturell wichtigen Beitrag zur Verbesserung der 

Rahmenbedingungen, indem sie zu einer inklusiveren Haltung in Bildung, Ausbildung und 

Verwaltung beitragen. Damit können sie mittelbar dazu beitragen, Übergänge in Ausbildung 

und Arbeit nachhaltiger zu gestalten. 

Zugleich ist zu berücksichtigen, dass viele junge Menschen aufgrund individueller 

Entwicklungsverläufe zunächst in den Berufsbildungsbereich der WfbM eintreten. Um auch 

diesen Personenkreis perspektivisch für den allgemeinen Arbeitsmarkt zu gewinnen, ist es 

erforderlich, den Berufsbildungsbereich weiterhin in die Überlegungen zum Übergang von der 

Schule in den Beruf einzubeziehen. Denn die Praxis zeigt, dass es häufig schwierig ist, junge 

Menschen mit einer wesentlichen Behinderung nach dem Eintritt in den Arbeitsbereich einer 

WfbM für eine Tätigkeit auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt zu gewinnen.  
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Vor diesem Hintergrund ist es erforderlich, 

 Übergangsbegleitung frühzeitig anzusetzen, 

 arbeitsmarktrelevante Ausbildungs- und Qualifizierungswege konsequent zu stärken, 

 Sensibilisierung und Kompetenzaufbau bei allen beteiligten Akteuren mitzudenken. 

Ein wichtiger Schritt ist in diesem Zusammenhang das neu überarbeitete Fachkonzept für das 

Eingangsverfahren und den Berufsbildungsbereich (§ 57 SGB IX) der Bundesagentur für Arbeit, 

das eine Straffung dieser beiden Bereiche vorsieht. Ziel ist es, gegenüber dem Arbeitsbereich 

der WfbM verstärkt andere arbeitsmarktorientierte Möglichkeiten zu eröffnen. 

4. Schulungs- und Öffentlichkeitsarbeit 

Auch Schulungs-, Bildungs- und Aufklärungsmaßnahmen sind ein wesentlicher Baustein, um 

Inklusion im Arbeitsleben praktisch voranzubringen. Die Landschaftsverbände nehmen diese 

Aufgaben im Rahmen des gesetzlichen Auftrags und finanziert aus Mitteln der 

Ausgleichsabgabe (§ 185 Abs. 2 Satz 6 SGB IX i. V. m. § 29 SchwbAV) seit vielen Jahren wahr. 

Die Angebote richten sich u. a. an Schwerbehindertenvertretungen, Betriebs- und Personalräte, 

Inklusionsbeauftragte, Personalverantwortliche, Führungskräfte sowie an Organisationen der 

Wirtschaft (u. a. Kammern). Neben Publikationen, Web-Informationen und E-Learning-

Angeboten gehören Messeauftritte und Veranstaltungen zum Portfolio. Die Angebote werden 

fortlaufend hinsichtlich Adressatenorientierung und Barrierefreiheit weiterentwickelt. 

Öffentlichkeitsarbeit wirkt jedoch dann am besten, wenn sie nicht nur informiert, sondern 

Unternehmen in eine konkrete Umsetzung begleitet – hier sind die EAA und der IFD als 

operative Schnittstellen zentral. 

Eine besondere Maßnahme der Öffentlichkeitsarbeit ist die am 11. März 2026 in den 

Messehallen Dortmund stattfindende 6. LWL-Messe der Inklusionsunternehmen. In dieser 

bundesweit einmaligen Messe haben Inklusionsunternehmen die Möglichkeit, sich potentiellen 

Auftraggebern, potentiellen Arbeitskräften und der Öffentlichkeit vorzustellen und 

Schülerinnen und Schüler, Beschäftigte von Werkstätten und andere potentielle Arbeitskräfte 

haben die Gelegenheit, Inklusionsunternehmen aus ihrer Region kennenzulernen. 

5. Zusammenfassung 

Inklusion im Arbeitsleben gelingt insbesondere dort, wo Leistungen der Eingliederungshilfe 

und Instrumente der Inklusionsämter systematisch ineinandergreifen und finanzielle 

Förderungen, verlässliche Beratung sowie frühzeitige und kontinuierliche 

Übergangsbegleitung miteinander verzahnt werden. Zugleich bleibt die Weiterentwicklung der 

Durchlässigkeit zum allgemeinen Arbeitsmarkt, insbesondere an den Schnittstellen Schule–

Beruf und Werkstatt–Arbeitsmarkt, eine dauerhafte strukturpolitische Aufgabe. 
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Dazu zählen verlässliche und langfristige Rahmenbedingungen für bewährte Instrumente der 

Übergangsbegleitung, die gezielte Stärkung arbeitsmarktnaher Qualifizierungs- und 

Ausbildungswege sowie die Absicherung niedrigschwelliger, arbeitgebernaher Beratungs- und 

Lotsenstrukturen. Werkstätten für Menschen mit Behinderungen bleiben dabei ein 

unverzichtbarer Bestandteil des Systems der Teilhabe an Arbeit, während Übergänge in 

sozialversicherungspflichtige Beschäftigung weiter gezielt unterstützt und verbessert werden 

müssen. 

Auch die strategische Nutzung der Ausgleichsabgabe, insbesondere zur Förderung von 

Inklusionsbetrieben, bleibt ein zentraler Hebel für die Weiterentwicklung eines inklusiven 

Arbeitsmarktes. Die Landschaftsverbände stehen bereit, ihre fachlichen Erfahrungen weiterhin 

konstruktiv in die Weiterentwicklung eines inklusiven Arbeitsmarktes einzubringen. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

Die Direktorin des      Der Direktor des  

Landschaftsverbandes Rheinland    Landschaftsverbandes Westfalen-Lippe  

In Vertretung        In Vertretung      

    

    

Dr. Alexandra Schwarz    Takis Mehmet Ali    

Landesrätin       Landesrat 

LVR-Dezernat Schulen, Inklusionsamt,  LWL-Dezernat Soziales    

Soziale Entschädigung 

 


	1. Übergänge von Werkstätten für Menschen mit Behinderung auf den allgemeinen Arbeitsmarkt stärken
	2. Durchlässigkeit zum allgemeinen Arbeitsmarkt stärken
	2.4 Informations- und Beratungsstellen für Arbeitgebende und Beschäftigte

	3. Ausbildung und Übergang Schule – Beruf für Menschen mit Behinderung
	3.1 Abschlussorientierte Qualifizierungen und Teilqualifizierungen
	3.2 Übergangsbegleitung
	4. Schulungs- und Öffentlichkeitsarbeit
	5. Zusammenfassung


